
333 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

. Bericht 

des Bautenausschusses 

über die Regierungsvorlage (29 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem das Wohnbau­

fördetungsgesetz 1968 geändert wird 

tei österl"eichs Abgeol"dneter M e 1 t e r ange­
hörten. .. 

Dieser Unterausschuß hat die Regierungsvor­
lage in sieben Sitzungen unter Beiziehung von 
Experten eingehend belraten und Abänderungen 
vorgeschla!'ien. 

Der vorliegende Gesetzentwurf bezweckt, 
durch eine ÄnderUng des Finanzierungsplanes 
mit den für den Wohnungsbau zur V,erfügung 
stehenden öffentlichen Mitteln die rückläufige Der Bautenau!N,chuß hat in seiner Sitzung am 
Tendenz im Wohnungsbau aufzuhalten und dre 17. Mai 1972 den vom Abgeordnet,en Th a 1-
Grundlage für eine Erhöhung der Wohnhau- harn m e rerstatteten Bericht ,des Unteraus­
leistung zu legen. Dazu ist eine Umgestaltung schusses entgegen genommen und die Regierungs­
der Grundsätze für die FÖl"derung des Woh- vorlage mit d'en vom Unterausschuß vorgeschla­
nungsbaues erforderlich, wobei Kapitalmarkt- genen Abänderungen in Beratung g'ezogen. 
mittel verstärkt in ·Anspruch genommen werden In der darauffolgenden Debatte ergriffen die 
sollen. Die sich daraus ergebenden allfälligen Abgeordneten Dr. G ru b e r, Dr. Sc h m i d t, 
Erhöhungen der Wohnungsaufwandbelastung M a y r Hans, S ehr 0 t t ,e rund Abg,eor,dneter. 
sollen du,rch die Gewährung von Annuitäten- I Hag spie I sowie der Obmann-Stellvertreter 
zuschüssen für die Leistung des Annuitäten- Abgeordneter P ö 1 z und der Bun'desminist~ für 
,dienstes der Hypothekardadehen nicht nur aus- Bauten und Technik Mo s .. e r das Wort. 
geglichen, sondern darüber hinaus geg,enüber der . 
,derzeitigen Wohnungsaufwandbelastung abge- In dieser Sitzung brachten die Abgeordneten 

T haI harn m e ,r, Dr. Gr u be r, Doktor senkt werden. überdies soll durch eine entspre- . 
S c h m i ,d t und Genossen zwei gemeinsame Ab­mende AusgestaItung der Subjektförderung 

leistungsschwachen Bevölkerungskreisen in einem änderungsanträ~e sowie die Abgeordneten 
größeren Ausmaß als bisher die Möglichkeit er- H ah n bzw. Sehr 0 t t e r bzw. Dr. G r u b er 
öffnet werden, die Wohnbauförderung in An- und Genossen drei weitere Abänderungsanträge 
spruch zu nehmen. Die Aufwendung,en für die em. 
Wohnbeihilfe sollen, soweit erforderlich, aus den 
Rückflüssen der Förderungsinaßnahmen gedeckt 
wevden. 

Der Bautenausschuß hat zur Vorberatungder 
Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 25. Jän­
ner, 1972 nach Wortmeldungen der Ab!'ieord­
neten Dr. Gruber, Dr. Schmidt, Thal­
harn m 'e rund P ö 1 zeinen Unterausschuß ein­
gesetzt, dem von der Sozialistischen Partei öster­
r,eichs die Abgeordneten Hab e r 1, Ma y r Hans, 
Pie hIN, P ö 1 z, S te in.i n ger und T ha 1-
h a m me 'r, von der österreichischen Volkspar­
teidie Abgeordneten Dr. Gruber, Hahn, 
Dr. Kot z in a, R ,e gen s bur ger und 
S ehr 0 t te 'r sowie von ,der Freiheitlichen Par-

Die Beratung im Bautenausschuß hatte folgen­
des Ergebnis: 

Zu § 2 Abs. 1 Z. 8: 

Die Änderung bezweckt, daß bei der baulichen 
Ausführung auch der Einbau von abgasarmen 
Heizungsanlagen in Wohnbauten als Beitrag zur 
Reinerhaltung der Luft Berücksichtigung findet. 

Zu § 2 Abs. 1 Z. 11: 

Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß die 
Förderung der Errichtung von Einstellplätzen 
(Garag,en) wohl im unmittelbaren Zusammen­
hang mit einer geförderten Baulichkeit steht und 
den Wohnungsinhabern dieser geför.d,erten Bau-
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2 333 der Beilagen 

lichkeit entsprechend dem vorhandenen Bedarf 
dienen muß, daß sie sich aber, ebenso wie Ge­
schäftsräume, in einem gesonderten Teil außer­
halhder geförderten Baulichkeit befinden 
können. 

Zu § 2 Abs. 1 Z. 12: 

für die Aufschließung zu erstrecken. Dadurch 
soll den Ländern die Möglichkeii: gege'ben wer­
den, die Föraerung von l3auIichkeiten, die auf 
Grundstücken errichtet werden sollen, deren 
Kosten überhöht oder deren Aufschließung un­
wirtschaftlich ist,abzulehnen. 

Die vorgeschlagene Ergänzung hezweckt, nach Zu § 8 Abs. 2: 
einer vom Bundesministerium für Finanzen ge- Durch die vorgeschlagene Ergänzung soll der 
gebenen Erläuterung zwar den Einkommensbe- Kreis der zum Abschluß von Generalrnietver­
griff gemäß § 4 Abs. 1 und 2 des Schülerbei- trägen Ermächtigten auf natürliche Personen, 
hilfengesetzes, BGBl. Nr. 253/1971, beizubehal- insbesondere Gewerbetreibende sowie Einzel­
ten, jedoch eine Schlechterstellung gegenüber der firmen ausgedehnt werden. Diese Klein- oder 
bisherigen Regelung zu vermeiden.' Mittelwohnungen sowie Eigenheime dürfen je­

Zu § 5 Abs. 4: 

Um eine entsprechende Koordin:ierung der Be­
stimmungen über die Förderung der Forschung 
,auf dem Gebiete des Wohnungsbaues mit den 
Förderungsbestimmungen auf anderen For­
schungsgebieten zu erreichen, wird eine sinnge­
mäße Anwendung der §§ 11 Abs. 2, 18 Abs. 2, 
20 und 21 des Forschungsförderungsgesetzes, 
BGB!. Nr. 377/1967, vorgeschlagen. Diesfalls er­
scheint es zweckmäßig, bei der Förderung 'von 
Forschungsvorhaben natürlich,er Personen die 
Leistung von Beiträgen für diese Forschungsvor­
haben zu streichen, weil diese Zuwendungen in 
den dann sinngemäß zur Anwendung kommen­
den Bestimmungen des § 11 Abs. 2 des For­
schungsförderungsgesetzes enthalten sind. 

Zu § 6: 

Zu a): 

Abs. 1 und 2: 

Die von den Ländern zusätzlich zur Verfü­
gung gestellten öffentlichen Mittel gemäß § 11 
Abs. 1 zweiter Satz dieses Bundesgesetzes dür­
fen nicht in die von ihnen gemäß § 6 Abs. 1 
zu erbringenden Leistungen eingerechnet oder 
auf die von ihnen erbrachten allfälligen Mehr­
leistungen gemäß Abs. 2 dieser Bestimmung an~ 
gerechnet werd,en. 

Zu b): 

Abs.3: 
Die Ergänzung' des Abs. 3 soU, gewährleisten, 

daß die Aufwendungen für die Wohnbeihilfe, 
soweit erforderlich, aus den Rückflüssen der 
Förderungsmaßnahmen ,nach den Bestimmun­
gen . dieses Bundesgesetzes gedeckt werden. 

Zu § 8 Abs. 1: 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll ge­
währleistet werden, daß die Länder vor Zu­
sicherung der öffentLichen Mittel prüfen, ob die 
Grundstückkosten eine unverhältnismäßige 
Höhe erreichen. Diese Prüfung hat sich auch 
auf die Wirtschaftlichkeit der Aufwendungen 

doch nur an die Dienstnehmer der ju'ristischen 
oder natürlich,en Personen weitergegeben wer­
den. 

Zu § 8 Abs. 3: 

Durch die' vorgeschlagene Formulierung der 
Bestimmung des § 8 Abs. 3 zweiter Satz soll 
der Grenzwert für die Erhöhung der Jahresein­
kommen (FamiIieneinkommen) für die mit dem 
Förderungswerber im Haushalt lehendenPer­
sonen geändert werden. Der Ausschuß vertritt 
die Auffassung, daß die Festsetzung' ·dieses 
Grenzwertes mit insgesamt 270 v. H. berechtigt 
war. 

'~1 .,..' 

Zu § 11: 

Zu Abs. 1: 

Die Einfügung dieses Satzes hat den Zweck, 
den Ländern die Möglichkeit zu schaffen, in den 
vorgesehenen Hundertsatz für die öffentlichen 
Mittel auch sonstige Mittel der Länder sowie 
Mittel aus ihren Wohnbaufonds einfließen zu 
lass'en. Die für diese Darlehen erforderlichen 
öffentlichen Mittel dürfen nicht in die von den 
Ländern gemäß § 6 Ahs. 1 zu erbringenden 
Leistungen eingerechnet werden. Auch eine An­
rechnung dieser Mittel gemäß § 6 Abs. 2 ist 
nicht zulässig. 

Zu den Abs. 2 und 3: 

Diese vorgeschlagene Formulierung erweist 
sich . als erforderlich, weil eine Änderung des 
Finanzierungsplanes im Zusammenhang mit der 
Erhöhung des Annuitätenzuschusses gemäß 
§ 15 a und des Beginnes der Rückzahlung des 
Darlehens nach Erteilung der baubehördIichen 
Benützungsbewilligung oder des allfälligen frü­
heren Bezuges der Baulichkeit vorgenommen 
wurde. 

Zu § 13 Abs. 1 lit. g: 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll klar­
gestellt werden, daß das Land die Aufkiindi­
gung des Darlehens dann zu un,terlassen hat, 
wenn der Erwerber zwar keine. begünstigte Per­
son ist, aber der Erwerb zur Unterbringung 
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333 der Beilagen 3 

von Dienstnehmern des Erwerbers erfolgt; das 
gleiche gilt im Falle des Erwerbes durch eine 
Gemeinde sowie durch eine gemeinnützige Bau­
ver-tlinigung in Ausübung des Wiederkaufs­
rechtes. 

Zu § 15 Abs. 8: 

Durch die vorgeschlagene Aufnahme eines 
neuen Abs. 8 soll gewährleistet werden, daß den 
leistungsschwachen Personen durch die Gewäh­
rung der Wohnbeihilfe jedenfalls ein Mindest­
betrag Zur Befriedigung ihres Lebensunterhaltes 
gesichert ist und dadurch für sie der Wohnungs,. 
aufwand für die geförderte Klein- oder Mittel­
wohnung in tragbaren Grenzen bleibt. 

Zu § 15 a Abs. 1: 

durch natürliche Personen vor; eine behörd­
liche überwachung der mietenrech,tlichen Be­
stimmung,en ist im neuen Abs. 7 des § 32 ge­
setzlich verankert. 

Ferner soll eine weitere Möglichkeit für die 
Förderung des Werkswohnungsbaues in Betrie­
ben, in denen nach dem Betriebsrätegesetz eine 
Betriebsvertrei:ung, z. B. ein Betriebsrat,ein 
Vertrauensmann oder mehrere Vertrauensmän­
ner, zu bestellen ist, geschaffen werden. 

Zu b): 

Die' Einfügung des Klammerausdruckes betref­
fend die Geschäftsräume entspricht der gelten­
den Fassung der Z. 2 des § 23. 

Zu § 24 Abs. 2, 3 und 5: 
Die vorgeschlagene Änder:ung sieht eine Er-

höhung der Annuitätenzuschüsse für die Lei- Zu a): 
stung des Annuitätendienstes von Hypothekar- ,Die Frage der Schwerpuriktbildung in indu­
darlehen auf 50 v. H. der Annuität vor. Dieser striellen Ballungsräumen und .Entw'icklungs­
Annuitätenzuschuß wird nach Ablauf der ersten gebieten ist bei der Erstellung der Wohnbau­
fünf Jahre jährlich um 10 v. H. abgebaut und programme gemäß § 2'5 zu berücksichtigeri, so­
ist daher nach 15 Jahren ausgelaufen. ' daß der entsprechende Satzteil im § 24 Abs. 2 

gestrichen werden kann. 
Zu § 22 Abs. 2: 

Zu b): 
Zu a): 

Die vorgeschlagene Herabsetzung der Dauer 
des Veräußerungsverbotes von 50 auf 20 Jahre 

Ein Mitglied des Wohnbauförderungsbeirates 
kann nach der vorgeschlagen'en Änderung durch 
jedes Ersatzmitglied vertreten werden. 

ist durch die Änderung des Finanzierungsplanes, 
insbesondere im Hinblick auf den Beginn der Zu c): 
Rückzahlung des Darlehens aus öffentlichen 
Mitteln und die Dauer der Laufzeit des Annui- Der Ausschuß ist der Auffassung, daß der 
tätenzuschusses für Kapitalmarktdarlehen he: Wohnbauförderungsbeirat im Falle der Beur­
dingt. ' teilung von Fragen der Wohnbauförderung, die 

Zu h): 

Durch die vorgesehene Aufnahme der För­
derung des Mietwohnungsbaues durch natür­
liche Personen in den ~ Kreis der Förderungs­
werber unter den im § 23 Z. 1 enthaltenen 
Voraussetzungen erscheint eine besondere Aus­
nahme der Gemeinden und gemeinnützigen 

,Bauvereinigungen von der Eigentumsbeschrän-
kung in Litera d des Abs. 2 dieser B,estimmung 
nicht mehr erforderlich. Diese Litera d war da­

, her ersatzlos zu streiche!).. 

Zu § 22 Abs. 2 lit. b:' 

Durch die Änderung soll auch den Gemein­
den die Möglichkeit eröffnet werden, geförderte 
Eigentumswohnungen oder Eigenheime zur 
Unterbringung von begünstigten Personen zu 
erwerben, wobei das Land die Zustimmung zur 
Eigentumsübertragung nicht versag-en muß. 

Zu § 23: 
Zu a): 

Die Änderung sieht die Förderung der Er­
richtung von Klein- oder Mittelwohnungen 

von grundlegender Bedeutung sind, Sachver­
ständige 'beiziehen kann. Als solche Sachver­
ständige können insbesondere Vertreter aus 
dem Bereich der gesetzlichen Interessensvertre­
'tungen, des österreichischen Gewerkschafts­
bundes, des österr-eichischen Verbandes gemein­
nütziger Bau-, Wohnungs- und Sieglungsver­
einigungen, des österreichischen Städtebundes 
und des österreicbischen Geineindeb'undes usw. 
in Frage kommen. 

Zu § 28 Abs. 4: 

Der Ausschuß vertritt die Auffassung, daß 
das Wohnbauprogramm eine Richtlinie dar­
stellt, die der Verwaltung zur Vollziehung der 
Bestimmung-en dies,es Bundesgesetzes dient. Bei 
der Erledigung der einzelnen Beg-ehren' wird 
auf das Wohnbauprogramm B-edacht zu nehmen 
sein, wobei jedoch eine starre Bindung nicht ge­
geben sein soll. 

Zu § 32 Abs. 7: 

Diese Ergänzung hez,weckt, daß im Fa.lle _der 
Förderung der Errichtung von Klein- oder Mit­
telwohnungen (Geschäftsräumen) in Miete 
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4 333 der Beilagen 

durch natürliche Personen eine Umgehung der I einzelnen Ländern 'beendet sind, frühestens jedoch 
im § 3,2 dieses Bundesgesetzes statuierten mit 1. Jänner 1'973. Zur Erlassung der Ausfüh-
mietenrechtlich-en Bestimmungen v-erhindert rungsgesetze der Länder hinsichtlich dieser grund-
wird. satzgesetilichen Bestimmungen steht den Län­

dern eine Frist von sechs Monaten zur Ver-
Zu § 36 Abs. 8: fügung. 

Diese Bestimmung enthält einen übergang 
vom aufgehobenen § 19 Abs. 2 Bundes-W ohn­
und Siedlungsfondsgesetz 1921 zum neuen § 35 
Ahs. 2 dieser Regierungsvorlage, wonach Rechts­
geschäfte ohne Rücksicht auf eine Förderung nach 
diesem Bundesgesetz unter -gewissen Vorausset­
zungen von der Stempel- und Rechtsgehühr be­
freit werden. Durch die vorgeschlagene Ände­
rung sollen auch dann die zu den in diesem Bun­
desgesetz vorgesehenen Zwecken abgeschlossenen 
Rechtsgeschäfte in die Gebührenbefreiung ein­
bezogen werden, wenn der A.bgabebescheid vor 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Rechts­
kraft erwachsen ist. 

Zu § 39 Abs. 1 und 2: 

Die Änderungen sowie Ergänzungen der V 011-
ziehungsklausel sind durch die vorgeschlagenen 
Änderungen der einzelnen Bestimmungen not­
wendig. Die Einschränkung der VoHziehung des 
Bundesministeriums für Justiz auf die Bestim­
mungen der Abs. 1 his 6 des § 32 ist durch die 
Aufnahme eines neuen Abs. 7 'bedingt, dessen 
VoIlziehung in die Kompetenz der Länder fällt. 

Zu Artikel II: 

Durch die vorgeschlagene Änderung soll er­
reicht werden, daß die grundsatzgesetzlichen 
Bestimmungen über die Zusammensetzung des 
Wohnbauförderungsbeirates gegenüber der Aus­
führungsgesetzgebung erst dann in Kraft treten, 
wenn die laufenden Legislaturperioden m den 

Thalhammer 
Berich tersta tter 

Zu Art. III: 

Nach § 35 Abs. 1 sollen sämtliche durch dieses 
Bundesgesetz veranlaßten Schriften und erforder­
lichen Rechtsgeschäfte nach Inkrafttreten dieser 
Bestimmung (1. Jänner 1973) von der Stempel­
und Recht~gebühr 'befreit werden., Die vor­
geschlagene Änderung des Art. III be2weckt, daß 
vor allem die Schuldscheingelbühr für das zur 
Finanzierung erforderliche Kapitalmarktdarlehen 
auch dann entfällt, wenn das Rechtsgeschäft vor 
Inkrafttretendieses Bundesgesetzes (im Zeitraum 
zwischen -dem 1. Jänner 1968 und dem 31. De­
zemher 1972) albgesdUossen wurde. 

Bei der Abstimmung wurde die Regierungs­
vorlage unter Berücksichtigung der vom Unter­
ausschuß vorgeschlagenen Abänderungen und der 
bei den gemeinsamen A'bänderun1gsanträge der 
A'bgeordneten T haI harn m er, Dr. G r u b e r, 
Dr. S c h m i d t und Genossen einstimmig ange­
nommen. Die Abänderungsanträge der Abgeord­
neten H ahn bzw. S ehr 0 t t e r bzw. Dok­
tor G ru b e r und Genossen fanden keine 
Mehrheit im Ausschuß. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt somit der 
Bautenausschuß den An t rag, der Nationalrat 
woUe dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Gesetzentwurf (29 der Beilagen) mit den a n- 0j. 
g e s chI 0 s sen e n A b ä n der u n gen die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 17. Mai 1972 

Pölz 
Obmannstellvertreter 
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'j. 

Abänderungen 
zum Gesetzentwurf in 29 der Beilagen 

1. Im § 2 Abs. 1 Z. 8 haben an Stelle der 
Worte "Schall-, Wärme- und Feuchtigkeits­
schutzes" die Worte" Schall-, Wärme-, Feuchtig­
keits- und. A!bg.asschutzes" zu tr·eten. 

2. Im § 2 Abs. 1 Z. 12 ist an Stelle des Strich­
punktes ein Beistrich zu setzen und nachstehende 
Worte anzufügen: 

"vermindert um die Einkommensteuer;" 

3.a) Im § 5 Abs. 4 erster Satz treten an 
Stelle der Worte "im letzteren Falle die Förde­
rung nur in der Leistung von Beiträgen für 
Forschungsvorhaben oder" die Worte "die Förde­
rung auch". 

b) Im § 5 Abs. 4 ist nach dem zweiten Satz 
nachsteh~nder Satz einzufügen: 

"Für die Durchführung der Förderung von 
Forschungsvorhaben gelten die Bestimmungen 
der §§ 11 Abs. 2, ·18 Abs. 2, 20 und 21 des 
Forschungsförderungsgesetzes, BGBl. Nr. 377/ 
1967, sinngemäß." 

. c) Im § 6 Abs. 3 letzter Satz ist an Stelle des 
Punktes ein Beistrich zu setzen und nachstehen­
der Satzteil sowie Satz anzufügen: 

"wobei ein Betrag in der Höhe der Rückflüsse 
aus Förderungsmaßnahmen auf Grund der nach 
diesem Bundesgesetz gewährten Darlehen geson­
dert auszuweisen ist. Dieser Betrag ist vorerst für 
die Deckung des Aufwandes nach § 15 dieses 
Bundesgesetzes zu verwenden." 

5. Der § 8 Abs. 1 zweiter Satz hat zu lauten: 

"Die Förderung soll unterbleiben, wenn die 
Kosten der Grundstücke, auf denen die zu för­
dernden. Baulichkeiten errichtet werden soHen, 
als überhöht oder die Aufwendungen für' die 
Aufschließung als unwirtsdtaftlich zu werten 
sind." 

6. Der § 8 Abs. 2 letzter Satz hat zu lauten: 

;,Ebenso können solche Eigenheime, Eigentums­
wohnungen (Geschäftsräume) oder Miet(Genos­
senschafts)wohnungen (Geschäftstäume) nur an 
begünstigte Personen in Miete (Nutzung) oder 
zur Weitergabe an begünstigte Personen von 
gemeinnützigen Bauvereinigungen an Gebieu--

4. a) § 6 Abs. 1 hat zu lauten: körperschaften oder an juristische oder natür-
,,§ 6. (1) Die Länder dürfen clie Bundesmittel liche Personen, in den beiden letzten Fällen nur 

. für ihre Dienstnehmer, überlassen werden." nur dann zur Förderung· verwenden, wenn sie 
·selbst aus Landesmitteln Beträge bereitstellen und 
fü·r die Förderung nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes verwenden, die innerhaLb des 
Kalenderjahres mindestens die Hälfte der Bun­
desmittel gemäß § 4 Abs. 1 lit. b, soweit sie für 
.die Wohnlbaufö·rderung 1954 vorgesehen waren, 
er~eichen. Hiebei finden die Bestimmungen des 
§ 11 Abs. 1 zweiter Satz keine Anwendung." 

b) Dem § 6 Abs. 2 ist nachstehender Satz 
anzufügen: 

"Hiebei finden' die Bestimmungen des § 11 Abs. 1 
zweiter Satz keine Anwendung." 

7. Der § 8 Abs. :> zweiter Satz hat zu lauten: 

"Dieser Grenzwert erhöht sich für die erste im 
Haushalt lebende Person, die dem im § 2 Abs. 1 
Z. 13 genannten Personenkreis . angehört, um 
70 v. H.; für jede weitere solme Person um je 
20 v. H., höchstens jedoch um 100 v. H." 

8. Der § 11 Abs. 1 bis J. hat zu lauten: 

,,(1) Das Darlehen hat 45 v. H. der G~Sam.t .. 
baukosten zu betragen. In diesen Hundertsatz 
können auch Darlehen aus Haushaltsmitteln oder 
aus Fonds des Landes. eingerechnet wereren. Für 
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die Errichtung von Eigenheimen kann auf Be-I 13. Im § 22 Abs. 2 lit. b haben nach den 
gehren des Förderungswerbers das Darlehen in' Worten "daß als Bewerber" die Worte "eine 
einem niedrigeren Ausmaß gewährt werden. Der' Gemeinde," zu treten. 
Förderungswerber hat Eigenmittel im Ausmaß 
von mindestens 10 v; H. der Gesamtbaukosten 
aufzubringen. 14. a) Im § 23 Z. 1 treten an Stelle des ersten 

h Satzes nachstehende zwei Sätze: (2) Das Darle en ist jährlich mit 1 v. H. zu 
verzinsen; die Annuitäten haben in den ersten 
zwanzig Jahren des Tilgungszeitraumes 2 v. H. 
und in den folgenden Jahren 3 v. H. zu 
betragen. 

(3) Die Verzinsung und die Tilgung des Dar­
lehens beginnt mit 1. April oder 1. Oktober, 
welcher der Erteilung der baubehördlichen 
Benützungsbewilligung, bei allfällig früherem 
Beziehen der Baulichkeit diesem Zeitpunkt nach­
folgt." 

9. Im § 13 Abs. 1 lit. "g ist der Punkt durch 
einen Strichpunkt zu ersetzen und nachstehender 
Satz anzufügen: 

"dies gilt aber nicht, wenn der Erwerb von einer 
Gemeinde, einer gemeinnützigen Bauvereinigung 
in Ausübung eines Wiederkaufsrechtes oder zur 
Unterbringung von Dienstnehmern des Er­
werbers erfolgt." 

10. § 15 Abs. 8 hat zu lauten: 

,,(8) Die Landesregj.erung hat durch Verord­
nung die näheren Bestimmungen über die 
Gewährung der Wohnbeihilfe für alle Förderungs­
werber nach gleichen Grundsätzen festzulegen. 
Hiebei ist das Ausmaß der Wohnbeihilfe (Abs. 1) 
zumindest so festzusetzen, daß bei einer Haus­
halts größe von einer Person dieser nach Abzug 
des Wohnungsaufwandes (Abs. 3) ein Ein­
kommen (§ 2 Abs. 1 Z. 12) bis zur Höhe des 
Richtsatzes gemäß § 292 Abs. 3 und. 4 des All­
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes, abzüglich 
5 v. H., verbleibt. Für Einkommen, die über 
dem Richtsatz liegen, ist die Wohnbeihilfe ent­
sprechend' den Bestimmungen des Abs. 2zu 
staffeln." 

,,1. natürlichen Personen, welche die öster­
reichische Staatsbürgerschaft besitzen, sofern es 
sich um die Gewährung von W ohIl;beihilfen oder 
um die .Errichtung von Eigenheimen oder von 
Klein- und Mittelw6hnungen (Geschäftsräumen) 
im Wohnungseigentum oder ohne Begründung 
von Wohnungseigentum zur Unterbringung 
ihrer Dienstnehmer oder in Miete handelt, wobei 
im letztgenannten Falle eine Klein- oder Mittel­
wohnung (Geschäftsraum) vom Alleineigentümer 
selbst in Benützung genommen werden kann. 
Eine Förderung zur Errichtung von Klein- oder 
Mittelwohnungendarf natürlichen Personen zur 
Unterbringung ihr.er Dienstnehmer nur gewährt 
werden, wenn es sich um Betriebe handelt, in 
denen nach den Bestimmungen des Betriebsräte­
gesetzes BGBl. Nr. 97/1947, in der jeweils gel­
tenden Fassung, eine Betriebsvertretung (Betriebs­
rat, Ver~rauensmännet) zu bestellen ist." 

b) Im § 23 Z. 3 ist vor den Worten "zur 
überlassung" d,er Klammerausdruck ,,(Geschäfts­
räume)" einzufügen. 

15. a) Im Abs. 2 des § 24 ist nach dem Wort 
"Wohnbauprogrammen" ein Punkt zu setzen 
und die Worte "unter -Berücksichtigung der 
Schwerpunktbildung in industriellen Ballungs­
räumen und Entwicklungsgebieten" ersatzlos zu 
streichen. 

b) Im vierten Satz des Abs. 3 des § 24 sind 
nach den Worten "das das Mitglied" die Worte 
"oder ein anderes Mitglied" einzufügen. 

c) Im Abs. 5 des § 24 ist ein zweiter Satz 
anzufügen: 
"Zu diesen Sitzungen können bei Fragen von 

. 11. Im § 15 a Abs. 1 sind im ersten Satz die grundlegender Bedeutung Sachverständige beige­
Worte "für die Dauer von 25 Jahren, jedoch I zogen werden." 
höchstens für die Dauer der Laufzeit" ersatzlos 
zu streichen, im zweiten Satz treten an Stelle des 
Prozentsatzes ,,35 v. H." der Prozentsatz 
,,50 v. H." und- im vierten Satz an Stelle der 
Worte "und in der Folge nach Ablauf von jeweils 
drei Jahren um je 10 v. H." die Worte "jeweils 
jährlich um 10 v. H." 

12. a) Im § 22 Abs. 2 haben an Stelle der 
Worte "fünfzig Jahren" die Worte "zwanzig 
Jahren" zu treten. 

b) Im § 22 Abs. 2 lit. c ist der Strichpunkt 
durch einen Punkt zu ersetzen und die nach­
folgende Litera' dersatzlos zu streichen. 

16. Nach der Z. 24 ist "a)" anzufügen. Am 
Ende der Z. 24 ist folgende lit. b) aufzunehmen: 

"b) Dem § 32 ist ein neuer Abs. 7 anzufügen: 

,,(7) Das Land hat die Mietzinsbildung, ins­
besondere die Höhe des für die überlassung 
geforderten Mietzinses zu überwachen, sofern es 
sich um die Förderung der Errichtung von Klein~ 
oder Mittelwohnungen (Geschäftsräumen) in 
Miete -handelt und der Förderungswerber eine 
natürliche Person ist. Diese überwachung 
erstreckt sich auf ,die Dauer der Förderungsmaß­
nahme." 
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17. Der § 36 Abs. 8 hat zu lauten: 

,,(8) 1. Rechtsgeschäfte, für die die Gebühren­
schuld nach dem 31. Dezember 1967 und vor 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ent­
standen ist, sind von den Stempel- und Rechts­
gebühren befreit, wenn sie abgeschlossen wurden 

a) ohne Förderung nach diesem Bundes­
gesetz mit Gebietskörperschaften oder 
g,emeinnützigen Bauvereinigun@en zu den 
in diesem Bundesgesetz vorgesehenen 
Zwecken (§ 1 Abs. 1) und der begünstigte_ 
Zweck durch Vorlage des Finanzierungs­
planes oder in sonst geeigneter Weise nach­
gewiesen wird, oder 

b) fü'r Bauvorhaben, für die der Bundes­
Wohn- und Siedlungsfonds vor dem 
1. Jänner 1968 Förderungsmaßnahmen 
zugesichert hat. 

2. Rechtskräftig gewordene Bescheide, die vor 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ergangen sind 
und den Bestimmungen der Z. 1 widersprechen, 
sind auf Antrag aufzuheben. Der Antrag ist 
unter genauer Bezeichnung des aufzuhebenden 
Bescheides und gleichzeitiger Beibringung der die 
Gebührenbefreiung begründenden Unterlagen 
(Z. 1) bis 30. Juni 1973 bei der zuständigen 
Abgabenbehörde erster Instanz zu stellen." 

18. Im § 39 Abs. 1: 
Z.1 tritt an Stelle der Bestimmungen ,,§ 5 

Abs. 4 zweiter Satz" die Bestimmung 
,,§ 5 Abs. 4 vierter Satz" und nach der 
Anführung des § 36 Abs. 6, 7 zweiter 
Satz und 8 die Worte "und Art. III 
Abs. 2", in der 

Z.5 sind nach der Anführung des § 32 die 
Worte "Abs. 1 bis 6" und in der 

Z.8 nach der Anführung des § 37 die Worte 
"und Art. 11" 

einzufügen. 

2. Im § 39 Abs. 2 sind nach der Bestimmung 
§ 5 Abs. 4 die Worte "erster bis dritter 
Satz" 

einzufügen. 

19. Der Art. 11 hat zu lauten: 

,,Artikel 11 

§ 24 Abs. 3 des Wohnbauförderungs­
gesetzes 1968 in, der Fassung des Art. I Z. 20 
tritt erst mit Ablauf der laufenden Gesetz­
gebungsperioden der Landtage in den einzelnen 
Ländern, frühestens mit 1. Jänner 1973, in Kraft. 
Die Ausführungsgesetze der Länder zu § 24 
Abs. 3 dieses Bundesgesetzes sind binnen sechs 
Monaten vom Tage des Inkrafttretens dieser 
Bestimmung und zu den übrigen grundsatz­
gesetzlichen Bestimmungen des § 24 binnen sechs 
Monaten vom Tage der Kundmachung dieses 
Bundesgesetzt'iS an gerechnet zu erlassen." 

20. Dei Art. 111 hat zu lauten: 

"Artikel III 

(1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner 1973 
in Kraft, soweit sich aus Art. 11 nichts anderes 
ergibt. Die Befreiungsbestimmung des § 35 Abs. 1 
tritt mit Wirkung vom 1. Jänner 1968 in Kraft. 

(2) Rechtskräftig gewordene Bescheide, die vor 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ergangen sind 
und der Bestimmung des § 35 Abs. 1 dieses 
Bundesgesetzes widersprechen, sind auf Antrag 
aufzuheben. Der Antrag ist unter genauer 
Bezeichnung des aufzuhebenden Bescheides und 
unter gleichzeitiger Beibringung des Finanzie­
rungsplanes bis 30. Juni 1973 bei der zuständigen 
Abgabenbehörde erster Instanz zu stellen. 

(3) Die Zuständigkeit zur Vollziehung dieses 
Bundesgesetzes richtet sich nach § 39 des Wohn­
bauförderungsgesetzes 1968 in der Fassung des 
Art. I Z. 28." 
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